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FPÖ in der Kritik: Polizei-
Datenüberwachung sorgt für Aufregung!
FPÖ kritisiert Polizei wegen Überwachung. Datenschutz in

Österreich gewährleistet Rechte. Sicherheitsfragen im
Fokus.

Österreich - Am 22. April 2025 stellt die FPÖ die Polizeiarbeit in
Österreich in Frage. In einer aktuellen Pressemitteilung kritisiert
die Partei die Polizei und deren Maßnahmen, insbesondere im
Hinblick auf die Überwachung von Kommunikationsdiensten. Der
Sicherheitssprecher der Volkspartei, Ernst Gödl, äußert sich zu
den Verantwortlichkeiten der FPÖ in Bezug auf Sicherheitsfragen
und bezeichnet Bundeskanzler Christian Stocker sowie die
Bundesregierung als Garant für ein friedliches und geschütztes
Österreich. 

Die FPÖ sieht die Überwachung von Messaging-Diensten wie
WhatsApp und Signal als notwendiges Mittel zum Schutz der
Bevölkerung. Die Partei betont jedoch, dass solche
Überwachung nur nach richterlicher Zustimmung und in streng
begrenzten Fällen erfolgen soll. Technische Lösungen dafür
befinden sich derzeit in der Entwicklung, und gleichzeitig wird
der Datenschutz der Bevölkerung als höchste Priorität
angesehen. ots.at berichtet von den Bedenken, die die FPÖ in
diesem Zusammenhang äußert.

Datenschutz und sensible Daten

Im Kontext der zunehmenden Digitalisierung spielt der
Datenschutz in Österreich eine entscheidende Rolle. Das
Internet ist sowohl im privaten, als auch im beruflichen Bereich

https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20250422_OTS0104/goedl-die-fpoe-wirft-der-polizei-pruegel-vor-die-fuesse


omnipräsent, wodurch zahlreiche persönliche und sensible
Daten von Nutzern gesammelt werden. Diese Informationen, die
auch als „neue Währung“ angesehen werden können, werden
für Marketing- und Produktentwicklungszwecke verwendet. Die
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und das österreichische
Datenschutzgesetz garantieren den Schutz dieser Daten und
bieten den Betroffenen weitreichende Rechte.

Gerold Pawelka-Schmidt, Datenschutzexperte und Richter am
Bundesverwaltungsgericht, hebt hervor, dass die DSGVO
strenge Anforderungen an die Verarbeitung personenbezogener
Daten stellt. Die Gesetze schützen Informationen über
identifizierbare Personen und ermöglichen den Betroffenen
Rechte auf Auskunft, Löschung und Berichtigung ihrer Daten.
Verstöße gegen diese Bestimmungen können zu hohen
Geldbußen führen, die bis zu 20 Millionen Euro oder 4 % des
weltweiten Unternehmensumsatzes betragen können. 
onlinesicherheit.gv.at erläutert, dass es besonders häufige
Beschwerden über Auskunftsrechte und die Rechtmäßigkeit von
Datenverarbeitungen gibt.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die aktuelle Diskussion
um die Polizeiarbeit und die Sicherheitslage in Österreich auch
die Thematik des Datenschutzes in den Vordergrund rückt. Die
Balance zwischen notwendigen Sicherheitsmaßnahmen und dem
Schutz persönlicher Daten ist ein zentraler Punkt, der in den
kommenden Monaten weiterhin vertieft werden muss. Es bleibt
abzuwarten, wie sich diese Entwicklungen auf die rechtlichen
Rahmenbedingungen und die öffentliche Wahrnehmung
auswirken werden.
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